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Ein wirksamer Arbeits- und Gesundheitsschutz ist eine grundlegende Vorausset-

zung für gute Arbeits- und Lernbedingungen an Schulen. Aus Sicht von DGB NRW 

und GEW NRW gilt dies gleichermaßen für Lehrende und Lernende. Schule ist nicht 

nur ein Ort des Lehrens und Lernens, sondern zugleich ein Arbeitsplatz, an dem 

täglich vielfältige physische und psychische Belastungen sowie unterschiedliche 

Gefährdungen auftreten können. Der Schutz der Gesundheit aller an Schule Betei-

ligten muss daher einen hohen Stellenwert haben und systematisch in den schuli-

schen Rahmenbedingungen und Regelungen verankert sein. 

 

Gerade im beruflichen Schulwesen ist die Bedeutung eines umfassenden Arbeits- 

und Gesundheitsschutzes besonders hervorzuheben. Die unterschiedlichen 

Bildungsgänge, Fachrichtungen und Lernorte bringen eine große Bandbreite an 

Tätigkeiten und damit auch unterschiedliche Gefährdungen mit sich. Dies betrifft 

insbesondere den Unterricht in Werkstätten, Laboren, Lehrküchen, Übungs- und 

Fachräumen, in denen neben den allgemeinen schulischen Anforderungen auch 

spezifische physische, technische, chemische und thermische Belastungen auftre-

ten können. Gleichzeitig tragen Lehrkräfte eine besondere Verantwortung für die 

Sicherheit und Gesundheit der ihnen anvertrauten Schüler*innen. 

 

Aus unserer Sicht darf Arbeits- und Gesundheitsschutz dabei nicht allein als 

Aufgabe der einzelnen Schule oder der einzelnen Lehrkraft verstanden werden. 

Wirksamer Gesundheitsschutz setzt verlässliche, einheitliche und praxistaugliche 

Rahmenbedingungen voraus, die den Schulen Orientierung und Handlungssicher-

heit geben. Insbesondere dort, wo Gefährdungen vorhersehbar und strukturell 

bedingt sind, braucht es klare Vorgaben und angemessene Unterstützung durch 

das Land und die Schulträger. 

 

Dies gilt in besonderem Maße für den Schutz von Kindern und Jugendlichen sowie 

von Personen mit besonderem Schutzbedarf. Minderjährige und andere besonders 

schutzbedürftige Personen benötigen einen verlässlichen und wirksamen Schutz 

vor gesundheitlichen Gefährdungen. Gleichzeitig müssen Lehrkräfte ihre Tätigkeit 

unter Bedingungen ausüben können, die den Anforderungen des Arbeits- und 

Gesundheitsschutzes entsprechen. 
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Wir begrüßen daher grundsätzlich das Ziel, den Arbeits- und Gesundheitsschutz im 

beruflichen Schulwesen durch die RISU-BK-NRW verbindlich und zeitgemäß zu 

regeln. Aus unserer Sicht sollte dabei sichergestellt werden, dass die Regelungen 

nicht ausschließlich auf die Vermeidung akuter Gefahren ausgerichtet sind, 

sondern auch die tatsächlichen Arbeits- und Lernbedingungen sowie die besonde-

ren Belastungssituationen im schulischen Alltag berücksichtigen. Die Verantwor-

tung für einen wirksamen Arbeits- und Gesundheitsschutz muss dabei auf allen 

Ebenen wahrgenommen und durch klare, verbindliche und umsetzbare Regelun-

gen unterstützt werden. 

 

Bei der Durchsicht der Entwurfsfassung fällt auf, dass zum Thema Hitzeschutz bzw. 

zur Begrenzung der Temperaturen bislang nur eine konkrete Vorgabe enthalten ist: 

Druckgasbehälter dürfen keinen Temperaturen über 40 °C ausgesetzt werden. Dies 

dürfte sich in den meisten Gebäuden sicherstellen lassen. Aus Sicht des Arbeits- 

und Gesundheitsschutzes stellt sich jedoch die Frage, wie der Schutz der Lehren-

den und Lernenden bei hohen Raum- und Umgebungstemperaturen gewährleistet 

werden soll. Auf Seite 25 des Entwurfs finden sich hierzu zwar Hinweise zur Ablei-

tung geeigneter Schutzmaßnahmen, konkrete und verbindliche Vorgaben fehlen 

jedoch weitgehend. 

 

Gerade im beruflichen Schulbereich ist zu berücksichtigen, dass zahlreiche der 

beschriebenen Tätigkeiten sowie der Einsatz von Geräten, Maschinen, Werkzeugen 

und Versuchsaufbauten – beispielsweise in Lehrküchen, Werkstätten, Übungsräu-

men und Laboren – mit einer zusätzlichen Wärmeentwicklung und teilweise erheb-

licher körperlicher Anstrengung verbunden sind. Hinzu kommt, dass bei vielen 

Tätigkeiten Schutzkleidung bzw. persönliche Schutzausrüstung, etwa Hand-

schuhe, Kittel, Schutzbrillen oder Helme, getragen werden muss. Gleichzeitig ist die 

Aufnahme von Getränken aus Sicherheitsgründen in bestimmten Bereichen und 

bei bestimmten Tätigkeiten nicht gestattet. Hohe Temperaturen können unter 

diesen Bedingungen zu einer erheblichen zusätzlichen körperlichen Belastung und 

damit auch zu einer erhöhten Gefährdung führen. 
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DGB NRW und GEW NRW regen daher an, zum Schutz der Lehrkräfte und Schüler*in-

nen konkrete Regelungen zum Hitzeschutz in die RISU-BK-NRW aufzunehmen, die 

über eine ausschließlich schul- oder raumindividuelle Risikobewertung hinausge-

hen. Die Regelungen sollten sich dabei mindestens an den Vorgaben der ASR A3.5 

„Raumtemperatur“ orientieren bzw. ausdrücklich auf diese Bezug nehmen. Auffäl-

lig ist, dass die ASR A3.5 in der vorliegenden Entwurfsfassung bislang keine Berück-

sichtigung findet. 

 

Dabei sollte aus unserer Sicht auch die unterschiedliche Ausgangssituation der 

Schulen berücksichtigt werden. Einige Schulen verfügen über eine vergleichsweise 

ungünstige bauliche, räumliche oder technische Ausstattung. Gleichzeitig stehen 

manchen Schulträgern aufgrund ihrer finanziellen Situation nur eingeschränkte 

Möglichkeiten zur Verfügung, kurzfristig wirksame bauliche oder technische 

Maßnahmen zum Hitzeschutz umzusetzen. Die Lehrkräfte an diesen Schulen sind 

bereits unter diesen Rahmenbedingungen in besonderem Maße gefordert. 

 

Vor diesem Hintergrund erscheint es problematisch, den Schulen bzw. den einzel-

nen Kolleg*innen zusätzlich die Verantwortung für eine weitgehend individuelle 

und situationsbezogene Risikobewertung zu übertragen. Hitze stellt dabei nur eine 

von mehreren möglichen Gefährdungen dar. Zudem müssten besonders schutzbe-

dürftige Personen, beispielsweise Minderjährige, körperlich beeinträchtigte Perso-

nen sowie Schwangere und Stillende, gegebenenfalls zusätzlich berücksichtigt 

werden. Eine solche Bewertung kann im schulischen Alltag einen erheblichen orga-

nisatorischen und fachlichen Aufwand bedeuten und darf nicht dazu führen, dass 

die Verantwortung für strukturell bedingte Defizite letztlich auf die einzelne Schule 

oder die einzelne Lehrkraft verlagert wird. 

 

Es besteht vielmehr die Gefahr, dass bei fehlenden klaren und einheitlichen Vorga-

ben bestimmte Herstellungs- und Zubereitungsverfahren, Versuche oder Arbeits-

techniken bei hohen Temperaturen nicht mehr verantwortungsvoll durchgeführt 

und damit auch nicht mehr angemessen vermittelt werden können. Dies würde 

insbesondere Schulen mit bereits ungünstigen räumlichen und technischen 

Voraussetzungen zusätzlich benachteiligen und könnte letztlich zu einer weiteren 

Verschlechterung der Lern- und Ausbildungsbedingungen führen. 
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Aus Sicht von DGB NRW und GEW NRW sollte daher geprüft werden, in der RISU-BK-

NRW verbindliche und praxisnahe Vorgaben zum Hitzeschutz für Lehrkräfte, 

Beschäftigte und Schüler*innen zu verankern. Diese sollten insbesondere klare 

Schwellenwerte bzw. Maßnahmenstufen, Anforderungen an Arbeits- und Unter-

richtsorganisation sowie Regelungen für Tätigkeiten mit zusätzlicher Wärmebelas-

tung oder dem verpflichtenden Tragen persönlicher Schutzausrüstung enthalten. 

Eine ausdrückliche Orientierung an bzw. Verknüpfung mit der ASR A3.5 könnte hier-

für eine geeignete und bereits etablierte Grundlage darstellen. 

 

 


